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EDITORIAL/146: Ach, sind wir bunt ... (SB)





Wochendruckausgabe 146 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
31.08.2019
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Ach, sind wir bunt ...

Wir sind bunt, will sagen, wir repräsentieren das denkbar umfassendste
demokratische Spektrum und uns eint die Stellungnahme gegen rechts
oder verwandte anti-demokratische Machenschaften.

Mit der spektral-invasiven Gesamtdisposition und jenen integrativen,
Mehrheitsabsprachen verpflichteten Selbstbestimmungsfähigkeiten
stellen wir den gelegentlich vorherrschenden Meinungs- und
Überzeugungsdurchschnitt im allgemeinen und die normative Abgrenzung
im besonderen in den Fokus unserer Absichten.

Bunter geht es wirklich nicht; gemahnt uns doch diese Dominanz nicht
zu überbietender Konvention an einen Buntstiftkasten, dessen Freiheit
und Funktion sich ausschließlich auf die ordentliche Bereitstellung
einer entsprechenden Auswahl von Farben beschränken läßt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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KOHLEALARM/633: Klimakampf und Kohlefront - endlich absehbar ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 28. August 2019

Das Aus für polnischen Tagebau Gubin ist jetzt amtlich

Bergbauunternehmen ließ Drei-Jahres-Frist verstreichen - Erfolg für
jahrelangen Kampf polnischer und deutscher Tagebaukritiker



Cottbus/Schenkendöbern, 28.08.2019. Der Umweltverband GRÜNE LIGA begrüßt
das Ende der Planungen zum polnischen Tagebau Gubin an der Neiße. Schon am
20.08.2019 hat das Regionaldirektorat für Umweltschutz in Gorzów
Wielkopolski öffentlich mitgeteilt, dass das Umweltprüfungsverfahren zum
geplanten Braunkohlentagebau Gubin offiziell eingestellt wurde.

"Das ist ein gemeinsamer Erfolg des jahrelangen Widerstandes der Anwohner.
Die Stellungnahmen der Bürger aus Brandenburg haben die Hürden für das
Projekt deutlich erhöht und so dazu beigetragen, dass es nie weiterverfolgt
wurde", erinnert René Schuster von der GRÜNEN LIGA an die lange gemeinsame
Widerstandsgeschichte.

"Der Tagebau Gubin hätte die Umsiedlung von bis zu sechzehn polnischen
Dörfern bedeutet und besonders die grenznahen Orte Groß- und Klein Gastrose
sowie Taubendorf erheblich beeinträchtigt." erläutert der
Kreistagsabgeordnete Andreas Stahlberg (parteilos) aus der Gemeinde
Schenkendöbern.

Im Januar 2016 hatten die Stadt Guben, die Gemeinde Schenkendöbern und die
GRÜNE LIGA mehr als 1000 Einwendungen von Anwohnern auf deutscher Seite an
die polnischen Behörden übergeben. Auch die Landesbehörden sahen sich
danach genötigt, Nachforderungen zur Umweltprüfung zu stellen. Im Ergebnis
wurde die Bürgerbeteiligung auf polnischer Seite letztlich nie eingeleitet,
die Behörden forderten vom Investor PGE zusätzliche Unterlagen an, die
dieser nie lieferte.

Seit 2009 hatten polnische und deutsche Bürgerinitiativen bei zahlreichen
Veranstaltungen gemeinsam gegen die Tagebaupläne protestiert, die
betroffenen polnischen Gemeinden hatten sich mit einem Bürgerentscheid
gegen das Vorhaben ausgesprochen.

PGE konnte in 2016, trotz beantragter Fristverlängerungen, die
Stellungnahmen der deutschen Seite, insbesondere auch die der am stärksten
betroffenen Gemeinde Schenkendöbern, nicht beantworten und die
erforderlichen Unterlagen nachreichen. Daraufhin wurde das Verfahren auf
Antrag der PGE im August 2016 zunächst eingestellt. Nach polnischem Recht
bestand die Möglichkeit das Verfahren innerhalb von drei Jahren wieder
aufzunehmen. Diese Frist ist nun abgelaufen. Dass das Unternehmen die
zweiwöchige Widerspruchsfrist nutzt, ist nach drei Jahren Stillstand wohl
extrem unwahrscheinlich.



Bekanntmachung des Regionaldirektorates für Umweltschutz Gorzów
Wielkopolski (Auf Polnisch):

http://bip.gorzow.rdos.gov.pl/files/obwieszczenia/147426/Obwieszczenie_RDOS_Gorzow_WZS.420.3.2019.AN.pdf

Übergabe der Einwendungen 2016 am 11.01.2016:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/197-geplanter-tagebau-gubin-brandenburger-grenzanrainer-uebergeben-mehr-als-1000-einwendungen-in-polen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. August 2019 
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MUMIA/977: Free Mumia - Rundbrief September 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief September 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Nachrichten über den seit 1981 (!) gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA. Zuerst eine gute Nachricht:
nach Auskunft von Marc Taylor (von den Educators for Mumia) hatte der
Gefangene vor wenigen Tagen die erste der dringend benötigten
Augenoperationen, um seine drohende Erblindung abzuwehren. Marc Taylor
besuchte Mumia nach der OP und es sieht derzeit so aus, dass alles
erfolgreich verlief. Mumia informierte ihn, dass er mit der nächsten OP
in drei - vier Wochen rechne [1]. Mumia bedankte sich für die
Unterstützungsaktionen, mit denen zahlreiche Menschen
seine Behandlung von den Behörden verlangt haben.

Zum neuen Revisionsverfahren: Mumias Verteidigung wird in den nächsten
Tagen eine gerichtliche Eingabe machen und hat angekündigt, diese dann
auch öffentlich zugänglich zu machen. Inwieweit es in naher Zukunft zu
einer Verhandlung in einem Gerichtssaal kommen wird, können wir derzeit
leider nicht einschätzen. Sobald wir mehr wissen, veröffentlichen wir es
auf unserer Webseite ( www.mumia-hoerbuch.de ) und im folgenden Rundbrief.

Am 12. September 2019 wird der indigene Gefangene Leonard Peltier seinen
75. Geburtstag erneut in Haft begehen. Leonard Peltier wurde in einem
ähnlich skandalösen Verfahren wie Mumia, jedoch bereits 1976 inhaftiert.
Ähnlich wie bei Mumia ist seine Gesundheit sehr stark angegriffen und er
muss endlich freiglassen werden. Michael Koch und der Tokata e.V. [2]
organisieren aus diesem Anlass eine Lesereise, um Leonards Kampf um
Freiheit präsent zu machen. In Berlin ist Michael am Fr. den 13. September
im Buchladen Schwarze Risse im Mehringhof zu Gast. Am Sa. den 14. September
gehen wir dann um 15 Uhr gemeinsam vor die US Botschaft, um medizinische
Behandlung und Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und den
ebenfalls seit Jahrzehnten festgehaltenen Jalil Muntaqim [3]
zu fordern (Details siehe unten unter "Termine").

Vor kurzem erfuhren wir, dass der US Bundesstaat Texas erneut einen
Hinrichtungstermin gegen Rodney Reed [4] für den 20.
November 2019 angesetzt hat. Manche werden sich erinnern, dass das
bundesweite FREE MUMIA Netzwerk 2015 in einer ähnlichen Situation für
Rodney Reed mobilisierte [5]. Damals konnte dieser Justizmord gestoppt
werden und neue Untersuchungen wurden von den Behörden zugesagt. Allerdings
ist in der Zwischenzeit überhaupt nichts geschehen. Sie denken anscheinend,
dass dieser Fall klassisch rassistischer Lynchjustiz inzwischen in
Vergessenheit geraten sei. Lasst und am 14. September vor der US Botschaft
ebenfalls deutlich machen, dass wir nichts vergessen haben und die Freiheit
für Rodney Reed fordern. Diese Hinrichtung muss - und kann - verhindert
werden. FREE THEM ALL!

Wir bitten alle Leser*innen, den Aufruf zu der Kundgebung zu verbreiten:
(Bln) FREE THEM ALL! - Kundgebung Sa. 14. September 2019 - US Botschaft
- 15:00 Uhr:

http://mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#Kundgebung140919aufruf

Es gibt noch einige Poster für diese Kundgebung. Alle Berliner
Leser*innen können die vons erhalten und in der Stadt aufhängen und
natürlich am 14. September vor die US Botschaft kommen - and bring your
friends!


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Solidarität mit Gefangenen


1. Termine

Fr. 13. September 2019 - Berlin, Buchladen Schwarze Risse

Lesung mit Michael Koch: Freiheit für Leonard Peltier!

Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a - 10961 Berlin-Kreuzberg,
U6/7 Mehringdamm

Sa. 14. September 2019 - Berlin - US Botschaft 15:00 Uhr

Kundgebung: Medizinische Behandlung und Freiheit für Leonard Peltier,
Jalil Mumtaqim und Mumia Abu-Jamal! Free Them ALL!

US Botschaft, Pariser Platz 2/Brandenburger Tor, Berlin

U55-Brandenburger Tor, Bus 100

Anti-Knast-Tage vom 23. - 27.10.2019 in Berlin

https://antiknasttage.blackblogs.org/ (mit einem zugesagten Beitrag von
Mumia Abu-Jamal zum Thema Gefängnis-Abolitionismus)


2. Solidarität mit Gefangenen

Das Urteil gegen Isa (20.08.2019)

https://de.indymedia.org/node/36396

Chelsea will Remain Confined Another Year and will Face Ongoing
Financial Hardship (August 7, 2019)

https://www.sparrowmedia.net/2019/08/judge-says-chelsea-manning-can-pay-fines-despite-evidence-to-the-contrary/?fbclid=IwAR3G9gYZ9j48KGiJWh0LUAeKe0sPAoAysutJXHA1wYNLtqUF3oZUUrESdAg

(Bundesweites FREE MUMIA Netzwerk) ACHTUNG: Gefangener Delbert Africa in
Gefahr - isoliert in Gefängnis und Krankenhaus! (4.08.2019)

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#delbertafricaingefahrisoliert


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Anmerkungen:

[1] http://mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#Eilmeldung 

[2] https://www.leonardpeltier.de/

[3] http://mumia-hoerbuch.de/postamt/Jalil%20Muntaqim%20und%20Herman%20Bell.pdf 

[4] http://mumia-hoerbuch.de/postamt/Rodney%20Reed.pdf 

[5] http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#kundgebungrodneyreed

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief September 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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MUMIA/976: Die Macht der Medien (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 971

Die Macht der Medien

Statt Aufklärung: Funktion von Radio und Fernsehen liegt in der Generierung
von Profit

von Mumia Abu-Jamal, August 2019



Robert Mueller, Exdirektor der US-Bundespolizei »Federal Bureau of
Investigation« (FBI) und Sonderermittler des US-Justizministeriums zu
eventuellen Kontakten des Wahlkampfteams des damaligen
Präsidentschaftskandidaten Donald Trump zu russischen Stellen, sagte Ende
Juli vor dem US-Kongress aus. Dort beantwortete er die zum Teil kritischen
Fragen der Abgeordneten und verließ den Sitzungssaal anschließend wortlos.

Die Medien hatten sein Erscheinen vor dem Ausschuss im Vorfeld aufgebauscht
und es »einen Wendepunkt in der Amtszeit von Trump« genannt. Doch am Ende
von Muellers Aussage war die Enttäuschung allseits spürbar. Der
Sonderermittler wirkte während seiner Befragung um Jahre gealtert, müde und
unsicher und machte den Politikern gegenüber deutlich, es sei nicht sein
Wunsch gewesen, als Zeuge aufzutreten. Seine in zweijähriger
Ermittlungsarbeit gewonnenen Erkenntnisse gab er nur scheibchenweise preis.
Folglich geriet sein Auftritt nicht zu dem Tribunal über Trump, das sich
die Führung der Demokratischen Partei erhofft hatte.

Muellers Aussage sollte dem Ergebnis seiner Ermittlungen Gewicht und Farbe
geben. Aber, um ehrlich zu sein, sein Auftritt hätte kaum farbloser sein
können. Das mag auch der Weigerung der Öffentlichkeit geschuldet sein,
Bücher oder längere Texte wie Muellers über 400 Seiten starken Bericht zu
lesen. Leider hatte man vor allem dem Fernsehen, diesem angeblich so großen
»Demokratisierer der Bilder«, die Aufgabe zugedacht, Muellers
Ermittlungsergebnissen in der Berichterstattung Farbe und Ton zu verleihen.
Was man jedoch zu sehen bekam, war eine völlige Pleite. Muellers Antworten
kamen so trocken rüber wie tagealtes Toastbrot. Die Demokraten versuchen
weiterhin, »die Massen« mit Muellers Aussagen in Aufregung zu versetzen,
aber die beißen nicht an. Trotzdem sind nicht sie dafür verantwortlich,
dass die Sache schiefging.

Die Medien - dieses Machtkartell, das Trump während der Kandidatenkür erst
groß gemacht und für seine Omnipräsenz auf allen Kanälen gesorgt hatte -
unterließen es, die Inhalte des »Mueller Reports« ausführlich darzustellen,
um die US-Öffentlichkeit an Bord zu holen. Hätten die Medienkonzerne nur
fünf Minuten am Tag dafür aufgebracht, in ihren Nachrichtenprogrammen in
Radio und Fernsehen über den Report zu berichten, hätten sie Millionen
aufklären können.

Aber die Sendezeit der Konzernmedien ist Kommerz- und Werbezeit - Zeit
also, in der die Sender Profite machen, das heißt keine Inhalte verbreiten
oder ihr Publikum aufklären. Nun steht Trump mal wieder vor einer Wahl, und
die Medienkonzerne machen ihm mit ihrer manipulierten Berichterstattung
erneut Geschenke.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 191 vom 19. August 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8728: Und morgen, den 2. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.09.2019 bis zum 03.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8728 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Kühler Morgen, kühler Tag,

Sonnenschein und Regenschauer,

Wetter wie Jean-Luc es mag,

spingksen von der Gartenmauer.
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AUSLAND/9150: Aus aller Welt - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Slowakische Präsidentin Zuzana Caputov fordert Justizreform

Die slowakische Präsidentin Zuzana Caputova hat die Untersuchungen im
Fall des ermordeten Journalisten Jan Kuciak als nicht zuverlässig
kritisiert. In einem Interview mit der österreichischen Zeitung
"Kurier" forderte die seit Juni amtierende Präsidentin Reformen, um
das juristische System ihres Landes zu verbessern. Wir brauchen eine
verantwortungsvolle Justiz, sagte Caputova. Der Enthüllungsjournalist
Kuciak und seine Verlobte Martina Kusnirova waren im Februar 2018 in
ihrem Haus in Velka Maca aus nächster Nähe erschossen worden. Der
Reporter hatte zu Verbindungen zwischen der italienischen Mafia und
slowakischen Politikern und Geschäftsleuten recherchiert.

1. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9150: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Festnahmen nach Leichenfund in Wiesbaden

In Zusammenhang mit dem gewaltsamen Tod eines 71jährigen in einer
leerstehenden Wohnung in Wiesbaden ist am Sonntag Haftbefehl gegen
zwei Tatverdächtige erlassen worden. Dabei handelt es sich um einen
24jährigen Mann und dessen 53 Jahre alten Vater. Nach Angaben eines
Behördensprechers war der 24jährige zusammen mit seinem Anwalt auf
dem Polizeirevier erschienen und hatte die Tat gestanden. Das Motiv
und die genaueren Hintergründe des Verbrechens sind Gegenstand der
laufenden Ermittlungen.

1. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9147: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wachsende Spannungen zwischen Israel und Libanon

An der Grenze zwischen Israel und dem Libanon spitzt sich die Lage
weiter zu. Die israelische Armee hat militärische Ziele im Süden des
Libanon angegriffen. Zuvor waren laut israelischen Angaben mehrere
Panzerabwehrraketen in Richtung eines Militärstützpunkts am
israelischen Grenzorts Avivim abgefeuert worden. Am vergangenen
Wochenende war eine Drohne über der libanesischen Hauptstadt Beirut
explodiert. Die libanesische Regierung machte Israel für den Vorfall
verantwortlich. Israel vergrößerte inzwischen die Zahl seiner
Einsatztruppen an der Grenze zum Libanon.

1. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9149: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne Basis will Hessen bis 2035 klimaneutral machen

Die hessischen Grünen haben auf ihrem Parteitag in Königstein im
Taunus deutlich schärfere Klimaziele beschlossen. Schon 2035 soll
Hessen klimaneutral sein. Das bedeutet, daß der Ausstoß von
Treibhausgasen wie Kohlendioxid (CO2) fast vollständig vermieden
wird. In Hinblick auf die ambitionierten Vorgaben ihrer Partei warnte
Umweltministerin Priska Hinz vor zu großen Versprechungen. Hessen
lebe nicht auf einer Insel. Aus eigener Kraft könne das Land
lediglich 20 Prozent der Emissionen beeinflussen, so Hinz. Die
schwarz-grüne Landesregierung in Wiesbaden strebt ein klimaneutrales
Hessen bis 2050 an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9147: Tragisches und Kurioses - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Verletzte bei Open-Air-Konzert in Essen

Mindestens 28 Menschen sind bei einem Open-Air-Konzert in Essen
verletzt worden, als eine Videoleinwand während eines schweren
Unwetters abstürzte und in die Menge fiel. Das Unglück ereignete sich
am Samstagabend auf dem Veranstaltungsgelände am Baldeneysee. Das
Konzert wurde abgebrochen. Warum Teile der Bühne herabstürzen
konnten, ist noch unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8232: Aus Forschung und Technik - 01.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Letzte Tests für ExoMars-Mission für März 2020 geplant

Das Raumsondenprojekt ExoMars sieht vor, eine russische
Landeplattform und den europäischen Forschungsrover namens Rosalind
Franklin auf die Oberfläche des Roten Planeten zu bringen. Der
ExoMars Rover der Europäischen Weltraumorganisation ESA wird in
Zusammenarbeit mit der russischen Raumfahrtagentur Roskosmos für
seine Mission vorbereitet. Das sechsrädrige Gefährt wird derzeit am
Airbus-Standort in Toulouse ausgiebig getestet und bei bestandener
Prüfung an Thales Alenia Space ausgeliefert. Die letzten Versuche mit
dem Lander und Rover des Projekts ExoMars werden im März 2020
beginnen, der Start ist für den 26. Juli geplant, teilte das
russische Raumfahrtunternehmen Lawotschkin der Agentur Tass mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8246: Aus aller Welt - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Einzelhandel in Island darf Plastiktüten nicht kostenlos abgeben

In Island ist ein Gesetz in Kraft getreten, welches Einzelhändlern
die kostenlose Abgabe von Tragetaschen aus Plastik oder anderen
Stoffen untersagt. Das Verbot gilt auch für dünne Plastiktüten, in
die Obst oder Gemüse abgefüllt werden. Von der im Mai vom Parlament
beschlossenen Regelung berichtete der isländische Rundfunk RÚV. Mit
dem Verbot soll weniger Plastik in die Umwelt gelangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8202: Medizin und Gesundheitswesen - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Mäßiger Alkoholkonsum mit geringstem Demenzrisiko

Mehrere Studien haben bewiesen, daß Alkohol das Demenzrisiko
steigert. Doch es nützt wenig, auf den Konsum von Alkohol zu
verzichten, wenn man sich vor Demenz schützen will. Denn nach einer
Studie, die an britischen Regierungsangestellten durchgeführt wurde,
erkrankten diese zwar bei einem erhöhten Alkoholkonsum häufiger an
Demenz, aber auch Beamte, die völlig auf Alkohol verzichteten, hatten
ein erhöhtes Erkrankungsrisiko. Laut der Studie stieg bei diesen das
Demenzrisiko um 47 Prozent gegenüber Beamten, die pro Woche zwischen
einem und 14 alkoholische Getränke zu sich nahmen. 14 Drinks pro Woche
gelten in England als Grenze zu einem gefährlichen Alkoholkonsum.

1. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8234: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Mindestens fünf Menschen bei Schießerei in Texas getötet

In den texanischen Städten Odessa und Midland hat am Samstagabend ein
Mann wahllos mindestens fünf Menschen angeschossen und 21 weitere
durch Schüsse verletzt, bevor er selbst auf dem Parkplatz eines Kinos
von Polizeibeamten getötet wurde. Zuvor war der 35 Jahre alte Mann
bei einer Verkehrskontrolle angehalten worden, weil er beim Abbiegen
den Blinker nicht gesetzt hatte. Der Fahrer gab durch die Heckscheibe
mehrere Schüsse auf die Polizisten ab und verletzte einen Beamten.
Daraufhin fuhr der Mann nach Odessa, wo er seinen Wagen abstellte und
einen Transporter der Post kaperte. Von dem Lieferwagen aus feuerte
er bei der Weiterfahrt auf ein Restaurant und Passanten in einer
Einkaufsgegend.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8157: Sprache, Kunst und Medium - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Museumsschiff "Seute Deern" liegt auf dem Grund der Weser

Das Bremer Museumsschiff "Seute Deern" ist nach einem massiven
Wassereinbruch an seinem Liegeplatz in Bremerhaven auf den Grund
gesackt. Danach suchte die Feuerwehr zunächst nach der Ursache.

"Nach jetzigem Kenntnisstand sind die Lenzpumpen ausgefallen", sagte
der Geschäftsführer des Deutschen Schifffahrtsmuseums (DSM) in
Bremerhaven, Konrad Otten, am Sonntag. Der Rumpf ist demnach so
undicht, daß die Pumpen täglich etwa 150.000 Liter Wasser aus dem
knapp 62 Meter langen Dreimaster wieder außenbords schaffen müssen.
Freitagnacht war nun das Pumpensystem ausgefallen.

Laut NDR1 Niedersachsen prüft inzwischen ein Sachverständiger, wie der
abgesackte Frachtensegler gehoben werden könnte. Vorerst soll ein
Betreten zu gefährlich sein.

Das 1919 in Mississippi gebaute Holzschiff liegt seit 1966 in Bremen
und wird seit 1972 als Museumsschiff genutzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8223: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Luftangriff der USA während der Waffenruhe in Idlib

Das US-Militär hat bei einem Luftangriff in der syrischen Provinz
Idlib am Wochenende mindestens 40 mutmaßliche Kämpfer der Miliz
Hurras al-Din getötet. Unter den Opfern sollen sich zwei Kommandeure
befinden. Das zuständige Zentralkommando bestätigte den Angriff auf
seiner Internetseite. Am Samstagmorgen hatte die syrische Regierung
für das hauptsächlich von der Rebellengruppe Hajat Tahrir al-Scham
(HTS) weiterhin kontrollierte Kampfgebiet einseitig eine
Waffenruhe ausgerufen. Diese soll nicht für "Terroristen" gelten.
Außerdem hatten sich Rußland und die Türkei auf eine
Deeskalationsstrategie für Idlib verständigt. Die Anfang August
ausgerufene Waffenruhe wurde bald wieder gebrochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8237: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Ministerin Schulze für Ergänzung zum Mercosur-Vertrag der EU

Bundesumweltministerin Svenja Schulze hat über Den Spiegel
vorgeschlagen, die Nachhaltigkeitsregeln im Freihandelsabkommen der
Europäischen Union mit den lateinamerikanischen Mercosur-Staaten um
ein Zertifizierungssystem für Fleisch zu ergänzen. Dann sollten Soja
und Rindfleisch nur importiert werden dürfen, wenn die
Produktion nachweislich nicht dem Regenwald schade, sagte Schulze dem
Nachrichtenmagazin. Die EU dürfe nicht Sojakraftfutter und
Rindfleisch aus Gegenden importieren, wo Regenwald gerodet oder
verbrannt werde. Aus anderen EU-Staaten wurde angesichts
Zehntausender Brandherde in Brasilien die Forderung nach Aussetzung
der Ratifizierung des Mercosur-Vertrags laut.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8207: Tragisches und Kurioses - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Möpsen blieb bei Berliner Treffen das Spaß-Rennen erspart

In Berlin-Lichtenrade sollte beim zehnten Mopstreffen zum letzten Mal
auch das bei den Zuschauern beliebte Mopsrennen über 50 Meter
stattfinden; doch dem schob das städtische Veterinäramt gestern einen
Riegel vor. Bei zu erwartenden 30°C verboten die Behördenvertreter den
Wettlauf für die 95 gemeldeten Hunde.

Wie die Tierschutzbeauftragte des Landes Berlin, Diana Plange,
erklärte, wären besonders Möpse aufgrund der Züchtung nicht in der
Lage, ihren Atem bei hohen Temperaturen genügend abzukühlen. Ihr sei
daher die Idee völlig unverständlich, ein Rennen mit solchen Hunden
veranstalten zu wollen.

Die Veranstalter rechtfertigten sich mit der Behauptung, es habe nie
echte Rennen gegeben, stets habe der Spaßfaktor im Vordergrund
gestanden. Komischerweise galt das Rennen aber immer als Höhepunkt des
Treffens.

Laut Berliner Morgenpost kam zwischendurch die Idee auf, statt der
Hunde die Halter rennen zu lassen. Wie man sich denken kann, wurde
daraus nichts.

1. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8235: Arbeit, Soziales und Familie - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Aachener Friedenspreis für die Atomwaffengegner von Büchel

Dem "Initiativkreis gegen Atomwaffen in Büchel" und der Kampagne
"Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt" ist am Sonntagabend der
diesjährige Aachener Friedenspreis verliehen worden. Die
Atomwaffengegner kämpften gegen die auf dem Fliegerhorst Büchel
in der Eifel lagernden letzten Relikte des Kalten Krieges auf
deutschem Boden, erklärten die Friedenspreis-Organisatoren. Das Thema
Atomwaffen gehöre dringender denn je ganz oben auf die politische
Agenda. Der ursprünglich genannte ukrainische Journalist und Blogger
Ruslan Kotsaba ist bei der Preisvergabe leer ausgegangen, weil er
sich antisemitische Äußerungen vorwerfen lassen mußte. Der Aachener
Friedenspreis wird traditionell am 1. September, dem internationalen
Anti-Kriegstag, Personen oder Initiativen verliehen, die sich für
Frieden und Dialog einsetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8213: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Regen könnte Mückenplage hervorrufen

Nach der extrem langen Trockenzeit in vielen Regionen Deutschlands
hat sich Regen angekündigt. Experten warnen jetzt, daß Stechmücken
mit der erwarteten Nässe ideale Bedingungen zur Eiablage finden, so
daß ein Milliardenheer aus surrenden Plagegeistern droht. Das mag
unangenehm genug sein, bedrohlich wird es jedoch dadurch, daß unter
den Mücken auch tropische Arten sein werden. So gelang es der aus den
Tropen stammenden Asiatischen Tigermücke (Aedes albopictus) bereits, 
in drei Bundesländern (Bayern, Baden-Württemberg und Thüringen) zu
überwintern. Und die Asiatische Buschmücke (Aedes japonicus), die
auch kälteres Klima verträgt, soll schon Regionen in neun
Bundesländern besiedeln. Erstmals 2008 in Baden-Württemberg
nachgewiesen, ist sie inzwischen bis nach Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt gelangt. Noch gibt es in Deutschland keine
nachgewiesene Übertragung von Dengue-, Chikungunya- oder
West-Nil-Viren durch diese Mücken. Doch viele Experten sind der
Ansicht, daß es nur eine Frage der Zeit ist, bis dies geschehen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8223: Märkte und Finanzen - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Argentinien kurz vor der Staatspleite

Die drei großen Ratingagenturen haben Argentinien bis kurz vor
der Staatspleite herabgestuft, während die Notenbank des Landes bemüht
ist, die Kapitalflucht zu verhindern und den Verfall der
Landeswährung Peso aufzuhalten. Seit Freitag müssen sich die Banken
größere Auslandstransfers von der Zentralbank genehmigen lassen. Ab
dieser Woche seien massive Interventionen am Devisenmarkt geplant,
berichtete die Zeitung La Nación. Die Regierung unter Präsident
Mauricio Macri will außerdem die Rückzahlung von Staatsanleihen und
die Tilgung von Milliardenkrediten des Internationalen Währungsfonds
(IWF) im Umfang von insgesamt rund 120 Milliarden US-Dollar
aufschieben. Finanzminister Hernán Lacunza verhandelt darüber mit dem
IWF. Deswegen hatte zuletzt Moody's Kredite Argentinien als "extrem
spekulativ" bewertet. Der Peso hat gegenüber dem US-Dollar seit dem
11. August um mehr als 20 Prozent verloren. Das war der Tag, an dem
der wirtschaftsfreundliche Macri eine Vorwahl zur Präsidentenwahl im
Oktober gegen Alberto Fernández verloren hat. Dieser gilt als moderat
links. Seine Stellvertreterin ist die dem IWF gegenüber nicht
unvoreingenommene, vorherige Präsidentin Christina Kirchner. Mitte
letzter Woche hatten rund 250.000 Menschen in Buenos Aires von der
Regierung einen nationalen Notfallplan zur Beseitigung von
Lebensmittelknappheit und Armut gefordert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8236: Aus Forschung und Technik - 01.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland plant eigene Spähsatelliten

Der Plan existiert schon länger, doch jetzt soll er Wirklichkeit
werden. Berlin will eigene Aufklärungssatelliten ins All bringen, um
nicht länger auf andere Länder angewiesen zu sein. Dafür sollen dem
Bundesnachrichtendienst (BND) etwa 400 Millionen Euro für zwei
Satelliten zugesagt und auch schon vom Vertrauensgremium des
Bundestags-Haushaltsausschusses bewilligt worden sein. Bis 2022
sollen die Satelliten ins All geschossen werden und dann innerhalb von
24 Stunden jeden Punkt der Erde ausspähen können.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1911: Regierungspressekonferenz vom 30. August 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 30. August 2019

Regierungspressekonferenz vom 30. August 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gedenkveranstaltung zum 80.
Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkriegs in Warschau, Gespräch mit dem
Präsidenten der Europäischen Zentralbank, Kabinettssitzung, Reise nach
China, Festveranstaltung anlässlich der Eröffnung des neuen Bauhaus Museums
Dessau), Lage in Hongkong, Medienberichte über eine von der CSU geplante
Strafsteuer auf Billigflüge, Medienberichte über eine von der CDU geplante
Reform der Pendlerpauschale, Medienberichte über einen Gefangenenaustausch
zwischen der Ukraine und Russland, Zahl der Gemeinden in Deutschland ohne
flächendeckende LTE-Versorgung, Gutachten der FDP zur Pkw-Maut,
dienstliches Handgeld für Dienststellenleiter und Kommandeure der
Bundeswehr, Mahnmal für polnische Opfer des Zweiten Weltkrieges,
angekündigte Verringerung der Zahl der US-Soldaten in Afghanistan,
Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages zum
Gesetzentwurf zum Abbau des Solidaritätszuschlages, Interviewäußerungen des
ehemaligen Bundesverteidigungsministers zu Guttenberg, Brexit,
Fortschreibung der Rohstoffstrategie der Bundesregierung


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Fichtner (BMU), Strater (BMVI),
Güttler (BMWi), Kuhn (BMF), Fähnrich (BMVg), Burger (AA), Kall (BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag!

Ich habe Ihnen zunächst noch einen Termin für diesen Sonntag, den 1.
September, zu nennen: Die Bundeskanzlerin wird nach Warschau reisen, um
dort an der zentralen Gedenkveranstaltung zum 80. Jahrestag des Beginns des
Zweiten Weltkriegs teilzunehmen. Diese Veranstaltung wird im Zentrum von
Warschau auf dem Pilsudski-Platz von 12 Uhr bis 14 Uhr stattfinden, und
danach wird die Bundeskanzlerin dann zurück nach Berlin reisen.

Am Dienstag, dem 3. September, wird die Kanzlerin im Kanzleramt mit dem
Präsidenten der Europäischen Zentralbank Mario Draghi zusammenkommen. Die
beiden treffen sich ja immer wieder einmal zum regelmäßigen Austausch über
die aktuellen Fragen der Eurozone. So können Sie auch dieses Treffen
einordnen. Es wird wie immer nicht presseöffentlich sein.

Am Mittwoch, dem 4. September, folgt die übliche Tagung des Bundeskabinetts
zur üblichen Zeit, um 9.30 Uhr.

Von Donnerstag, dem 5., bis Samstag, dem 7. September, wird die Kanzlerin
dann China besuchen. Nach ihrer Ankunft am Freitagmorgen in Peking wird es
zunächst ein gemeinsames Frühstück mit dem chinesischen Ministerpräsidenten
Li Keqiang geben. Es wird dann die Begrüßung mit militärischen Ehren an der
Großen Halle des Volkes stattfinden. Es folgen ein weiteres Gespräch beider
Regierungschefs und dann eine gemeinsame Pressebegegnung.

Weitere Programmpunkte des Programms in Peking sind die Sitzung des
Beratenden Ausschusses der deutsch-chinesischen Wirtschaft, an der die
Kanzlerin teilnehmen wird, und auch die Abschlusssitzung des 
Deutsch-Chinesischen Dialogforums. Auch daran wird sie teilnehmen.

Nach dem Mittagessen wird die Bundeskanzlerin das Unternehmen ZF-Powertrain
und dort einige Stationen besuchen. Am Abend folgt dann auf Einladung des
chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping ein Abendessen.

Sie wissen, dass China-Reisen der Bundeskanzlerin immer die Hauptstadt
Peking und einen anderen Ort in China beinhalten. Diesmal geht es nach
Wuhan in Zentralchina. Am 7. September wird die Kanzlerin also nach Wuhan
fliegen und an der dortigen Huazhong-Universität eine Rede halten und mit
Studenten sprechen. Dann wird es ein Gespräch mit der Provinzregierung
geben, und der Besuch des Deutsch-Chinesischen Freundschaftskrankenhauses
in Tongji steht auf dem Programm. Letzter Anlaufpunkt der Reise: Besuch des
Unternehmens Webasto, eines deutschen Autozulieferers, der dort tätig ist,
und ein Rundgang.

Die Bundeskanzlerin wird von einer hochrangigen Wirtschaftsdelegation
begleitet werden.

Wir werden Ihnen zu dieser China-Reise ein ausführliches Briefing anbieten -
 und zwar am Mittwoch, dem 4. September, um 14.30 Uhr mit dem
Wirtschaftsberater, Herrn Röller, und dem außenpolitischen Berater, Herrn
Hecker.

Am Sonntag, dem 8. September, wird die Bundeskanzlerin dann nach Dessau
reisen und von 11 Uhr bis 12.30 Uhr an der Festveranstaltung anlässlich der
Eröffnung des neuen Bauhaus-Museums in Dessau teilnehmen. Sie wird dabei
auch eine Rede halten.

Frage: Herr Seibert, gehen Sie davon aus, dass das Thema der erneuten
Reparationsforderung Polens - ich glaube, es sind 850 Milliarden Euro - bei
dem Besuch in Warschau eine Rolle spielen wird? Ist das für die Kanzlerin
dann eine schwierige Situation, eben auch historisch?

StS Seibert: Im Mittelpunkt der Reise steht das Gedenken an den Ausbruch
des Zweiten Weltkriegs. Dieser Tag - der 1. September 1939, der deutsche
Überfall auf Polen - ist der Beginn der Verbrechen des Zweiten Weltkriegs,
die in deutschem Namen durch das nationalsozialistische Deutschland verübt
wurden, und daran ist zu denken. Deutsche und Polen sind heute Nachbarn,
sind Freunde, sind Partner in Europa und sind Partner in der Nato. Zu
dieser heute glücklichen und vielfältigen Verbindung unserer Länder gehört
aber eben auch immer das historische Gedächtnis, also das Wissen um die
Verbrechen, die in deutschem Namen in Polen begangen wurden, und das Wissen
um das Leid der polnischen Nation und der Menschen in Polen. Diese
Vergangenheit wollen wir nie vergessen und wollen gleichzeitig mit aller
Kraft an der Freundschaft von Deutschen und Polen heute und in der Zukunft
arbeiten. Das ist die Haltung, mit der die Bundeskanzlerin nach Warschau
reisen wird, und der Grund, weshalb ihr diese Warschau-Reise auf Einladung
des polnischen Ministerpräsidenten eben auch wichtig ist.

Zusatz: Aber die 850-Milliarden-Forderung leitet Polen genau aus diesem
Verbrechen ab. Sie ist für die Polen Resultat eines von Deutschland
begangenen, verursachten und durchgeführten Verbrechens. Wenn die Forderung
also in diesem Kontext erhoben wird, dann ist es, glaube ich, nicht ganz
einfach, dem auszuweichen. Sie sind jetzt aber einer Antwort auf die Frage,
wie sich die Kanzlerin dazu verhält, ausgewichen.

StS Seibert: Nein, der bin ich nicht ausgewichen, weil wir diese Frage ja
schon oft gestellt bekommen haben. Die Haltung dazu ist hier ja oft
dargestellt worden. Das ist aus unserer Sicht juristisch und politisch
abgeschlossen. Aber natürlich ist die Erinnerung an die Verbrechen, die
Erinnerung an das Leid und die daraus erwachsende Verpflichtung, für eine
gute Gegenwart und Zukunft unserer beiden Völker, die heute
glücklicherweise befreundet und verpartnert sind, zu arbeiten, nie
abgeschlossen.

Frage: Herr Seibert, wenn ich richtig informiert bin, wird der
Bundespräsident in Warschau sprechen. Werden die beiden denn zusammen
fliegen? Bedeutet das eine Gefahr für die Staatsspitze, wenn sie in einem
Flugzeug sitzen würden?

Zweite Frage dazu: Was hat die Bundeskanzlerin denn so kurzfristig oder
offensichtlich relativ kurzfristig dazu bewogen, auch dorthin zu fliegen?

StS Seibert: Zunächst einmal ist es richtig - das wissen Sie ja auch schon
seit einiger Zeit -, dass der Bundespräsident als unser Staatsoberhaupt
schon ab morgen in Wieluń und dann auch in Warschau sein wird, wo er auch
eine Rede halten wird. Das heißt, die Reisepläne sind schon einmal ganz
unterschiedlich. Die Bekanntgabe von Reisen der Bundeskanzlerin erfolgt
immer dann, wenn die Pläne dazu abgeschlossen sind.

Zusatzfrage : Fliegen sie also nicht gemeinsam?

StS Seibert: Für die Bundeskanzlerin kann ich Ihnen nur eine Reise nach
Warschau anbieten. Der Bundespräsident wird bereits am frühen Morgen - zum
Zeitpunkt des deutschen Angriffs auf Wieluń, der morgens um 4.30 Uhr
stattfand, glaube ich - an diesem so symbolträchtigen Ort sein.

Zusatzfrage: Heißt das, sie fliegen auch nicht gemeinsam zurück?

StS Seibert: Ich kann Ihnen über die weitere Reiseplanung des
Bundespräsidenten keine Auskunft geben, aber ich kann Ihnen sagen, dass er
schon am frühen Morgen in Wieluń die Bundesrepublik Deutschland vertreten
wird.

Frage: Gibt es denn bei diesem Treffen mit dem EZB-Präsidenten, wenn Sie
auch über den Inhalt natürlich nichts sagen wollen, einen thematischen
Schwerpunkt, den die Kanzlerin setzen möchte?

StS Seibert: Der thematische Schwerpunkt der Treffen mit dem 
EZB-Präsidenten ist immer die aktuelle Situation in der Eurozone.

Frage: Herr Seibert, falls ich es nicht überhört habe, haben Sie, glaube
ich, nicht erwähnt, dass es in China ein Treffen mit Vertretern der
Zivilgesellschaft geben könnte. Wird es das geben, auch angesichts der Lage
in Hongkong?

StS Seibert: Ich würde zum Beispiel sagen, dass Studenten und Studentinnen
der Universität in Wuhan Mitglieder der Zivilgesellschaft sind. Ich habe es
Ihnen jetzt so angekündigt, wie ich es am heutigen Tag ankündigen kann.

Zusatzfrage: Ein gesondertes Treffen zur Lage in Hongkong mit
Menschenrechtlern oder wie auch immer ist nicht geplant?

StS Seibert: Ich habe Ihnen die Termine so angekündigt, wie ich sie nach
dem Stand der Planung heute ankündigen kann.

Frage: Wird denn die Absage der Reise des Bundestagsausschusses Digitale
Agenda ein Thema sein?

StS Seibert: Sehen Sie, ich möchte den vielfältigen Gesprächen, die die
Bundeskanzlerin in Peking und Wuhan führen wird - mit dem Regierungschef,
mit dem Staatspräsidenten -, jetzt hier nicht vorgreifen. Es hat immer eine
ganz breite Spanne von Themen gegeben, die bei diesen Treffen angesprochen
wurden.

Frage: Herr Seibert, generell gefragt: Wird die Kanzlerin versuchen, im
Hinblick auf die Lage in Hongkong etwas mäßigend zu wirken? Das ist eine
vage Formulierung, aber ist das eine Intention ihrer Gespräche mit den
verschiedenen Ebenen der chinesischen - sagen wir einmal - Führung?

StS Seibert: Die Intention der Reise ist, das deutsch-chinesische
Verhältnis in seiner ganzen Spannbreite voranzubringen und zu vertiefen.

Zum Thema Hongkong hat sich die Bundeskanzlerin selbst bereits mehrfach
geäußert, und es hat dazu auch eine Schlussfolgerung gegeben, die die G7 in
Biarritz gezogen haben. Ich denke, es ist völlig klar, dass sich
Deutschland und die G7 für Dialog einsetzen und an die Freiheiten und an
die Gesetze erinnern, die den Menschen in Hongkong im Rahmen einer langen
Tradition Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit gewährleisten. Da gibt
es nicht nur das Hongkonger Basic Law, sondern die G7 haben eben auch an
den chinesisch-britischen Vertrag aus dem Jahr 1984, der die
Sondersituation von Hongkong festgeschrieben hat, erinnert.

Frage: Herr Seibert, Herr Burger, gibt es denn eine aktuelle Reaktion auf
die aktuelle Entwicklung in Hongkong? Die für morgen geplante Demonstration
ist ja dort wohl auch auf Druck der Regierung abgesagt worden. Es sind auch
Aktivisten verhaftet worden. Was sagen Sie denn dazu?

Burger: Dazu hat sich der Außenminister heute Morgen am Rande des
informellen Rats der EU-Außenminister in Helsinki schon geäußert. Falls Sie
es selbst nicht vorliegen haben: Ich muss mir den Text selbst gleich einmal
kurz ziehen, und dann kann ich Ihnen darüber gerne noch einmal kurz
Auskunft geben.

Frage: Ich hätte noch eine Frage zu der Reise nach Warschau. Herr Seibert,
war die Reise mit dem Bundespräsidenten abgestimmt?

StS Seibert: Natürlich, mit den Staatsoberhäuptern beider Seiten und den
Regierungen!

Frage: Ich habe zwei Fragen zum Verkehrsbereich. Zum einen hat die CSU laut
über eine Strafsteuer für Billigflüge nachgedacht.

Strater: Zum Thema Billigflüge: Ich möchte das grundsätzlich beantworten.
Der Bundesverkehrsminister will ebenfalls nicht, dass das Billigfliegen
siegt. Der Luftverkehr muss auf Qualität setzen. Das hat er im Rahmen der
Nationalen Luftfahrtkonferenz in der vergangenen Woche in Leipzig sehr
deutlich gemacht. Er hat auch deutlich gemacht, dass der Luftverkehr sauber
sein müsse.

Der Minister setzt sich dafür ein, dass die Einnahmen aus der
Luftverkehrssteuer für Forschung, Innovation und Klimaziele genutzt werden.
Es ist ja auch das Stichwort "Mehrwertsteuersenkung bei der Bahn" gefallen,
um die Bahn attraktiver zu machen. Auch dafür, die Mehrwertsteuer auf
Bahntickets zu senken, damit mehr Menschen vom Flugzeug auf die Bahn
umsteigen, setzt sich der Minister seit vielen Monaten ein.

Mit Blick auf den Luftverkehr geht es also um qualitatives Wachstum und
nicht nur quantitatives Wachstum.

Zusatzfrage: Aber keine Billigflugsteuer?

Strater: Grundsätzlich habe ich das Ziel ja beschrieben. Er will nicht,
dass Billigfliegen siegt, sondern, dass der Luftverkehr auf Qualität setzt.
Die Diskussion darüber, wie das alles ausgestaltet werden wird - das gilt
auch für unseren Vorschlag hinsichtlich der Luftverkehrssteuer -, muss man
jetzt weiter abwarten und verfolgen. Grundsätzlich gilt: qualitatives
Wachstum im Luftverkehr!

Fichtner: Ich kann das gerne ergänzen. Ich will mich in meiner Antwort
jetzt nicht konkret auf das beziehen, was gerade in den Medien diskutiert
wird. Das können wir erst dann fundiert bewerten, wenn uns ein
Gesamtkonzept dazu vorliegt.

Ich kann Ihnen aber sagen, was Bundesumweltministerin Schulze über das
Thema denkt und welche Position sie auch schon seit einigen Wochen
vertritt: Der Flugverkehr hat einen Anteil an den Klimaschäden, die bisher
nicht im Preis enthalten sind. Es ist ja ganz offenkundig so, dass
Klimaschäden bei Flugpreisen von 9 Euro in diesem Preis nicht abgebildet
sind. Darum fordern auch wir einen fairen CO2-Preis im Flugverkehr. Dafür
gibt es bisher schon einige Instrumente: den innereuropäischen
Emissionshandel oder das neue Instrument CORSIA auf ICAO-Ebene.

Aber all das reicht noch nicht aus. Wir sehen ja an vielen Beispielen, dass
es auf bestimmten Strecken immer noch weniger kostet zu fliegen als Bahn zu
fahren. Das kann so nicht bleiben. Bahnfahren muss billiger werden. Wie
kann man das machen? - Je mehr Staaten mitmachen, desto besser. Das ist
beim Fliegen immer das Grundprinzip. Also wäre jetzt zum Beispiel ein 
EU-Gesamtansatz sinnvoll. Wenn man das nicht schnell erreichen sollte, dann
wäre es sinnvoll, sich mit Nachbarn abzustimmen. Darüber sind wir mit
unseren Nachbarn - zum Beispiel mit den Niederlanden und mit Frankreich -
auch im Gespräch. Gleichzeitig ist es uns auch unbenommen, über eine
nationale Luftverkehrsabgabe nachzudenken. Das sind alles Möglichkeiten,
die wir haben, und über die auch im Klimakabinett diskutiert werden kann.

Frage: Herr Seibert, wie steht die Bundeskanzlerin denn dazu? Würde sie
eine Steuererhöhung in diesem Fall befürworten? Würde sie die mitmachen,
oder ist sie gerade prinzipiell gegen jede Form von Steuererhöhung?

StS Seibert: Wir befinden uns im Anlauf und in den Vorbereitungen auf den
20. September, die Sitzung des Klimakabinetts. Wir haben Ihnen immer
gesagt, dass das der Tag ist, an dem ein umfassendes Maßnahmenpaket beraten
und beschlossen werden wird. Bis dahin werde ich mich für die
Bundesregierung nicht zu einzelnen Vorschlägen und Maßnahmen äußern.

Was die Luftverkehrssteuer betrifft: Deutschland hat seit 2011 eine
Luftverkehrssteuer. Es gibt eine Diskussion auf europäischer Ebene über die
Besteuerung des Flugverkehrs, und wir stehen dieser Diskussion auf
europäischer Ebene aufgeschlossen gegenüber. An der werden wir uns
beteiligen. Aber ich kann jetzt hier keine einzelnen Maßnahmen befürworten
oder ablehnen.

Frage: Mich würde vom Verkehrsministerium noch interessieren, inwiefern man
damit dann dazu beiträgt, dass sich Menschen mit wenig Geld Flugmobilität
nicht mehr leisten können.

Strater: Womit? Was meinen Sie mit "damit"?

Zusatz: Mit einer Steuer auf günstige Flüge, zum Beispiel, oder überhaupt
mit - - -

Strater: Ich habe ja nichts von einer Steuer auf günstige Flüge gesagt! Ich
habe ja gesagt, dass der Minister vorgeschlagen hat, die
Luftverkehrssteuer, die es schon gibt, wie Herr Seibert richtig gesagt hat,
dafür einzusetzen, dass man Klimaschutzmaßnahmen finanziert. Das ist unsere
Position.

Zusatz: Aber Menschen mit wenig Geld könnten dadurch natürlich
ausgeschlossen werden von so - - -

Strater: Die Luftverkehrssteuer gibt es ja bereits, wie Sie gehört haben,
seit vielen Jahren. Es gibt Einnahmen von mehr als 1 Milliarde Euro. Die
gibt es bereits seit vielen Jahren. Wir wollen, dass dieses Geld auch dazu
verwendet wird, Klimaschutzmaßnahmen zu finanzieren.

Zusatzfrage: Mich würde, wenn da jetzt Steuererhöhungen diskutiert werden,
noch einmal interessieren, wie der Standpunkt des Wirtschaftsministeriums
ist. Würde das nicht eher der Konjunktur schaden? Ist nicht eigentlich im
Koalitionsvertrag auch vorgesehen, auf so etwas zu verzichten?

Güttler: Ich nehme an, Sie beziehen sich noch auf die Luftverkehrssteuer.
Dazu hat der Regierungssprecher sich ja schon ausführlich geäußert. Dem
habe ich vonseiten des Wirtschaftsministeriums nichts hinzuzufügen.

Frage: Es gibt in der CDU Überlegungen, die Pendlerpauschale zu variieren:
ÖPNV höher, Auto niedriger. Was hält man denn davon in der Regierung?

Kuhn: Ich glaube, da gilt das, was Herr Seibert gesagt hat, nämlich dass
alle Maßnahmen im Kontext des Klimaschutzes und zur Einhaltung der
Klimaziele im Klimakabinett beraten werden. Auch dieser Vorschlag steht in
diesem Kontext. Ich habe also nichts zu ergänzen.

Burger: Ich muss einmal um Entschuldigung bitten. Der Minister hatte sich
wirklich unmittelbar vor Beginn dieser Pressekonferenz in Helsinki
geäußert. Er hat gesagt, dass dort, in Helsinki, auch über die Lage in
Hongkong gesprochen wurde. Die aktuelle Entwicklung macht uns besorgt. Wir
sind nach wie vor der Auffassung, dass die Lage nicht weiter eskalieren
darf und dass die Menschen, die dort auf die Straße gehen, von ihrem Recht
Gebrauch machen, sich zu versammeln und ihre Meinung zu äußern. Der
Minister hat auch gesagt, dass das Hongkonger Basic Law die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit garantiert, und dass der, der diese Rechte friedlich
ausüben will, daran nicht mit Gewalt gehindert werden darf. Insofern ist
das, was wir jetzt brauchen, Deeskalation und Dialog.

Frage: Herr Burger oder Herr Seibert, es gibt Berichte über einen
Gefangenenaustausch zwischen der Ukraine und Russland. Es geht wohl um
einige der ukrainischen Seeleute, die im Asowschen Meer vor einiger Zeit
von Russland inhaftiert worden sind, und auch einen bekannten Regisseur.
Können Sie das bestätigen? Wissen Sie etwas von einem Gefangenenaustausch?
Es gibt ukrainische Medien, die zum Teil schon Vollzug gemeldet haben,
andere nicht. Mich würde interessieren, was Sie wissen und was Sie darüber
denken.

StS Seibert: Vielleicht haben Sie den neuesten Stand. Meiner ist eine
Stunde alt.

Burger: Meiner ist zwar aktuell, aber es ist trotzdem so, dass wir uns zu
diesem Zeitpunkt jedenfalls nicht in der Rolle sehen, Vorgänge zu
bestätigen, die eben in der Verantwortung der russischen und der
ukrainischen Regierung liegen. Ich glaube, darüber sollten wir jetzt nicht
spekulieren, sondern abwarten, bis sich die Akteure selbst dazu äußern.

Sie wissen, dass der Austausch von Gefangenen grundsätzlich ein Teil der
Minsker Abkommen ist. Insofern ist unsere Auffassung natürlich immer
gewesen, dass Maßnahmen in Umsetzung dieser Vereinbarung wichtig sind und
zu begrüßen sind, weil das auch Teil des Fahrplans für eine friedliche
Lösung in der Ostukraine ist. Wir haben auch in der Vergangenheit immer
wieder die Freilassung der ukrainischen Seeleute gefordert. Auch andere
Einzelfälle haben wir hier immer wieder angesprochen. In diesem Kontext
dürfen Sie unsere Haltung zu dem Thema verstehen.

Frage: Für den 2. September ist ein Treffen im Normandie-Format auf
Beraterebene geplant. Man sprach zuerst über Paris als Standort und jetzt
über Berlin. Können Sie das bestätigen?

StS Seibert: Es geht um die Beraterebene, zu der wir uns hier nie so
besonders ausführlich äußern, außer dazu, dass, wie Sie wissen, wir uns in
den Vorbereitungen befinden, um tatsächlich zeitnah wieder ein
Gipfeltreffen im Normandie-Format abhalten zu können. Ich kann Ihnen hier
jetzt, ehrlich gesagt, auch zu Ort und Zeit gar nichts sagen. Ich weiß es
schlicht nicht.

Aber ich kann noch ganz kurz hinzufügen: Die Bundeskanzlerin hat ja gestern
mit dem russischen Präsidenten Putin und am Tag davor mit dem ukrainischen
Präsidenten Selensky gesprochen, und beide Male war dies ja ein Thema, also
der gemeinsame Wille, auf ein erneutes Gipfeltreffen im Normandie-Format
hinzuarbeiten und die Vorbereitungen dafür intensiv fortzusetzen. So können
Sie das einordnen.

Frage: Wenn der eine von Ihnen einen Informationsstand hat, der eine Stunde
alt, und der andere einen Informationsstand hat, der noch jünger ist,
welchen anderen Schluss als den, dass genau solche Prozesse in Gang sind,
könnte das zulassen? Sie wollen das nicht offiziell bestätigen, aber es
kann doch kein anderer Schluss gezogen werden!

StS Seibert: Das ist ein Vorgang zwischen Russland und der Ukraine. Dass
wir den begrüßen würden, wenn er so stattfände, ist hier deutlich gesagt
worden. Es ist doch aber nicht an uns, hier, tausende von Kilometern
entfernt, "Das hat jetzt stattgefunden" oder "Das hat jetzt nicht
stattgefunden" zu sagen. Das wäre doch unseriös. Dazu wird sich die
ukrainische Präsidentschaft oder auch die russische Präsidentschaft
rechtzeitig äußern.

Frage: An das BMVI zu einem ganz anderen Thema: Es gibt 4688 Gemeinden in
Deutschland, die weiterhin ohne flächendeckende LTE-Versorgung sind. Manche
in der Opposition finden das dramatisch. Wie finden Sie das?

Strater: Die Zahl, die Sie nennen, kann ich im Moment nicht nachvollziehen.
Vielleicht ist es die, die wir einem Abgeordneten kürzlich mitgeteilt
haben, wobei er nur nach Zahlen hinsichtlich der Gemeinden im Osten
Deutschlands gefragt hatte, soweit ich es richtig weiß.

Zusatz: Nein, das ist falsch.

Strater: Sei es drum; ich beantworte Ihnen das grundsätzlich gerne! - Zum
Thema Mobilfunkausbau kann ich Ihnen gerne Folgendes sagen: Unser Ziel ist
völlig klar - jeder muss überall unterbrechungsfrei telefonieren und surfen
können. Daran arbeiten wir mit aller Konsequenz. Der flächendeckende
Mobilfunkausbau ist unser zentrales Ziel, nicht nur Ziel des Bundes,
sondern natürlich auch der Länder und der Kommunen und natürlich der
Mobilfunkanbieter, die bestehende Funklöcher und weiße Flecken beim
Mobilfunk und dem mobilen Internet schließen müssen. Das gilt gerade, was
die ländlichen Regionen angeht.

Sie können die Zahlen zur Breitbandverfügbarkeit auf unserer Webseite im
Breitbandatlas nachlesen. Dort ist alles dazu aufgeführt, welche
prozentuelle Netzabdeckung es gibt, was die einzelnen Netze angeht, also
2G, 3G und 4G. 5G befindet sich ja im Aufbau. Wir unterstützen auch den
Aufbau des 5G-Mobilfunks in Deutschland durch ein Förderprogramm. Noch bis
zum 17. September können sich die Gebietskörperschaften und Kommunen für
eine Konzeptförderung bewerben. Wir haben eine Forschungsinitiative
gestartet. Das alles setzt auf den bestehenden Anstrengungen auf, den
Mobilfunk in Deutschland weiter auszubauen. Sie kennen unsere
Versorgungsauflagen, die wir mit den Frequenzauktionen aufgelegt haben. Die
Verabredungen des Mobilfunkgipfels sind Ihnen sicherlich auch präsent. Die
Frequenzvergabe 2019 hat noch einmal ambitionierte Versorgungsauflagen
aufgesetzt.

Wir werden in Kürze auch eine Gesamtstrategie Mobilfunkausbau vorlegen.
Diese Strategie umfasst mehrere Punkte, nämlich die Beschleunigung von
Genehmigungs- und Ausbauprozessen durch Gesetzes- und Verfahrensänderungen,
die Nutzung von Liegenschaften und Infrastrukturen der öffentlichen Hand,
die Stärkung des kooperativen Ausbaus und auch die Stärkung der Akzeptanz
des Mobilfunkausbaus. Wir haben dazu ja auch in der Vergangenheit schon
mehrere Dinge im Einzelnen kommuniziert, zum Beispiel die Nutzung von
Liegenschaften des Bundes für solche Infrastrukturen und einiges mehr. Wir
sind also dabei, diesen flächendeckenden Mobilfunkausbau auch zu
unterstützen.

Zusatzfrage: Die Zahlen hatte ich mir durchgelesen. Deswegen frage ich ja:
Was macht Sie denn optimistisch, dass diese Zahl in der nächsten Zeit nun
substanziell sinken wird? All diese Dinge waren nämlich schon in der
Vergangenheit angedacht worden.

Strater: Das ist ein Prozess, den wir mit den ganzen Dingen, die ich hier
vorgetragen habe, angestoßen haben: Versorgungsauflagen, Verabredungen des
Mobilfunkgipfels, bei dem die Unternehmen schon ganz klare Ausbauziele für
das 4G-Netz geschaffen haben, die Frequenzvergabe in diesem Jahr mit den
noch einmal ambitionierteren Versorgungsauflagen, die 5G-Förderung, die ich
eben genannt habe, und dann auch noch einmal die Punkte, die wir in die
Gesamtstrategie einfließen lassen werden. Das alles dient dem Ziel, den
flächendeckenden Mobilfunkausbau voranzutreiben und weiße Flecken und graue
Flecken in Deutschland auch zu schließen.

Frage: Herr Strater, ich habe noch eine Frage zu einem Gutachten der FDP,
was die Pkw-Maut angeht. Darin heißt es, der Minister sei mit den
Regelungen hinsichtlich der Folgen einer Vertragskündigung zu große Risiken
eingegangen. Die Details kennen Sie sicherlich. War das so? War Minister
Scheuer da vielleicht zu blauäugig? Waren diese Vertragsregelungen
unbedingt nötig? Wie kommt das?

Strater: Er war nicht zu blauäugig. - Es gibt zwei Aspekte, die dieses
Gutachten aufgreift. Sie können sicher verstehen, dass ich jetzt nicht
Einzelheiten des Gutachtens nenne, das 55 Seiten stark ist und erst vor
wenigen Minuten vorgestellt worden ist. Aber grundsätzlich geht es hier um
zwei Aspekte, nämlich zum einen um die Entschädigungsregelungen in den
Verträgen, und zum anderen um die Risikobewertung der Nichtkonformität der
Pkw-Maut mit dem Europarecht.

Ich fange einmal mit den Entschädigungsregelungen an. Ganz grundsätzlich
geht der Bund davon aus, dass die Betreiber gar keine Ansprüche gegen den
Bund haben. Warum ist das so? - Weil es folgende Regelung im Vertrag
"Erhebung" gibt: Nur dann, wenn man aus ordnungspolitischen Gründen
kündigt, wird die Entschädigungsregelung auf Grundlage des sogenannten
Bruttounternehmenswertes wirksam. Die Kündigung basiert aber auf mehreren
und weiteren Kündigungsgründen, die ich gern nenne. Das haben wir auch
schon mehrfach kommuniziert. Das sind die Schlechtleistungen des
Auftragnehmers, also die Verletzung von Meilensteinen, eine schwerwiegende
Vertragsverletzung der Vertragspartner, was die Beauftragung von
konzernverbundenen Unterauftragnehmern zur Schädigung des Bundes angeht,
und auch ein Versuch der Täuschung über wesentliche Tatsachen im
Zusammenhang mit diesen Unteraufträgen. Das haben den Betreibern vor Kurzem
auch noch einmal mitgeteilt.

Kurzum, der Vertrag "Erhebung" regelt den Fall mehrerer Kündigungsgründe
ausdrücklich zugunsten des Bundes, nämlich so, dass, wie ich es eingangs
sagte, die Betreiber keine Ansprüche gegen den Bund haben.

Wenn es Sie interessiert, komme ich noch zum Thema der Bewertung des
Risikos der Nichtkonformität. Das Risiko der Nichtkonformität mit dem
Europarecht wurde im Rahmen eines strukturierten Risikomanagements
berücksichtig. Die Eintrittswahrscheinlichkeit wurde als gering
eingeschätzt. Sämtliche relevante Risiken wurden in Risikoworkshops
identifiziert und unter Einbeziehung von Expertenwissen sowie technischem,
wirtschaftlichem und rechtlichem Sachverstand aus unterschiedlichen
Fachbereichen bewertet.

Dieses Vorgehen folgt den gesetzlichen Grundlagen - ich nenne hier 7 Abs.
2 der Bundeshaushaltsordnung - und entsprechenden Leitfäden und
Arbeitsanleitungen zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, die das
Bundesfinanzministerium aufgestellt hat.

Als Ergebnis dieses Risikoabwägungsprozesses wurden im Haushalt 2018 die
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für die Vergabe geschaffen. Das kennen
Sie; das sind die Verpflichtungsermächtigungen, die das Geld zur Verfügung
stellen, damit wir diese Verträge abschließen konnten.

Zusatzfrage: Was Sie zum ersten Punkt, zur Entschädigungsregelung, gesagt
haben, hört sich nach einem satten, ausgereiften Rechtsstreit an, der nun
irgendwann mit den Betreibern beginnen wird. Rechnen Sie mit solch einem
langwierigen Rechtsstreit mit den Betreibern?

Strater: Ob und in welcher Höhe Entschädigungszahlungen aufgrund der
Kündigung des Betreibervertrages zu leisten sind, ist derzeit rein
spekulativ. Derzeit gibt es noch keine Forderungen der Vertragspartner der
Auftragnehmer. Insofern mag ich darüber jetzt nicht spekulieren.

Frage: Herr Fähnrich, ich habe eine Frage bezüglich der neuen Handkasse für
Dienststellenleiter und Kommandeure. Das Ganze gibt es seit Mai. Können Sie
mir ein paar Beispiele dafür nennen, was genau damit relativ unbürokratisch
angeschafft wurde? Es gibt ja sicherlich schon einen Rücklauf und
Rückmeldungen. Können Sie das vielleicht ein bisschen ausführen und auch
noch einmal die große Linie zeichnen, was Sie damit bezwecken? Das Ganze
ist ja Bestandteil des Programms "Innere Führung - heute", wenn ich recht
informiert bin.

Fähnrich: Wir haben in der Vergangenheit verschiedene Signale und Meldungen
aus der Truppe erhalten, dass gerade Kleinere Anschaffungen immer wieder
längere Zeit in Anspruch nähmen und einen unheimlich hohen bürokratischen
Aufwand mit sich brächten und dass auch verschiedene Stellen mit einbezogen
werden müssten. Das wollen wir ändern und haben es, wie Sie angesprochen
haben, bereits geändert und versuchen, das auf den richtigen Weg zu
bringen. Denn wir brauchen gut ausgebildetes Personal und vor allen Dingen
auch eine hohe Einsatzbereitschaft unserer Streitkräfte. Dafür geben wir
unseren Kommandeuren vor Ort mehr Flexibilität und mehr Handlungsspielraum.

Das ist ein Teil des Programms "Innere Führung - heute". Dazu haben wir
jetzt den 335 militärischen Dienststellen, die Regimenter, Bataillone und
Schiffskommandanten umfassen, pro Jahr 25 000 Euro für die Sicherstellung
der Ausbildungs-, Übungs- und Einsatzfähigkeit zur Verfügung gestellt.

Es geht dabei um die schnelle Beschaffung von Kleinen Dingen des Lebens.
Denn meistens hängt es gerade daran, dass sie fehlen, wenn entsprechende
Projekte nicht weiterlaufen können. Ich kann Ihnen Beispiele nennen. Ob es
nun das Smartboard im Unterrichtsraum ist, die Bohrmaschine, ein Kabel für
Drucker oder der Drucker selbst. Wichtig ist uns, dass wir den Handelnden
vor Ort Flexibilität geben und dass dadurch auch die Ausbildung schneller
und vor allen Dingen unbürokratischer vonstattengehen kann.

Das ist in die Mammutaufgabe der Entbürokratisierung eingebettet. Wir haben
auch davon gesprochen. Die Digitalisierung ist wichtig vor dem Hintergrund,
Prozesse schnell zu machen und zu vereinfachen und dabei vor allen Dingen
viel Papier einzusparen.

Ein zweiter Punkt, der dabei auch noch eine Rolle spielt, ist der, dass wir
auch den sogenannten Repräsentationsfonds, den die Dienststellenleiter
beziehungsweise Kommandeure zum Beispiel für die Patenschaftspflege zur
Verfügung haben, sei es für die Bewirtung von Gästen oder auch für
Gastgeschenke, angehoben haben, und zwar von 250 Euro auf 1000 Euro im
Jahr.

Zusatzfrage: Das läuft jetzt schon drei Monate. Können Sie sagen, wie der
Rücklauf ist? Kommt es bei den Kommandeuren und Dienststellenleitern
tatsächlich so an, dass man ihnen mehr zutraut und ihnen mehr
Eigenverantwortung überlässt? Ist das sozusagen ein Signal des Vertrauens
vonseiten des BMVg?

Fähnrich: Wir vertrauen unseren Kommandeuren und den Offizierinnen und
Offizieren, die wir in die Positionen gebracht haben, eh. Aber Sie haben
recht, die ersten Reaktionen sind sehr positiv. Natürlich bedarf es noch
einer gewissen Handlungssicherheit. Die Kommandeure möchten sich absichern:
Wie viel wofür? Da gibt es Rückfragen, die auch beantwortet werden. Aber
ich bin mir sicher, dass sich das einspielen und in den nächsten Jahren
auch weiter verstetigen wird.

Frage: Ich habe eine Nachfrage zu der Reise der Bundeskanzlerin nach
Warschau. Könnten Sie, Herr Seibert, präzisieren, wann die Einladung kam
und wann die Bundeskanzlerin darüber entschieden beziehungsweise wann sie
sie bestätigt hat?

StS Seibert: Nein, das kann ich Ihnen hier nicht auf den Tag genau sagen.
Es war klar, dass das Staatsoberhaupt, der Bundespräsident, auf Einladung
des polnischen Staatsoberhauptes die Bundesrepublik Deutschland dort
vertreten wird, in Wieluń und in Warschau. Dann lag auch eine Einladung
des polnischen Ministerpräsidenten Morawiecki an die Bundeskanzlerin vor.
Dann gab es Abstimmungen, wie es in einem solchen Fall notwendig ist, auch
mit den Staatsoberhäuptern. In dem Moment, in dem die Pläne sozusagen final
sind, habe ich sie Ihnen bekannt gegeben.

Zusatzfrage: Heißt das, dass das erst in den letzten Tagen endgültig
entschieden wurde?

StS Seibert: Ich habe Ihnen heute die Reise bekannt gegeben.

Frage: Herr Seibert, es gibt Forderungen nach einem Denkmal für während des
Weltkrieges ermordete Polen. Könnte das ein Thema sein?

Wir hatten dieses Thema Mitte Juni hier in der Regierungspressekonferenz.
Sie wollten zu dem Thema noch etwas nachliefern. Ich bin mir nicht sicher,
ob das passiert ist oder nicht. Deshalb frage ich noch einmal nach. -
Danke.

StS Seibert: Die Initiative für ein Denkmal für die polnischen Opfer der
deutschen Besetzung Polens und der deutschen Verbrechen gegen Polen ist der
Bundesregierung natürlich bekannt. Man muss vor dem Hintergrund vielleicht
auch noch einmal sagen, dass hier in Deutschland schon jetzt vielfältig
auch an das Leid der polnischen Opfer erinnert wird. Die Museen und
Gedenkstätten, die der Bund fördert, behandeln die Verbrechen des 
NS-Regimes an der polnischen Bevölkerung ausführlich. Man kann in diesem
Zusammenhang zum Beispiel die Stiftung Topographie des Terrors, die
Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten, die KZ-Gedenkstätten Dachau und
Flossenbürg und das Deutsche Historische Museum nennen.

Ein Denkmal, wie es jetzt in der Diskussion ist, bedürfte einer
öffentlichen Debatte im Deutschen Bundestag. Dabei ist die Analogie zu der
Errichtung des Denkmals für die ermordeten Juden in Europa, des Denkmals
für die im Nationalsozialismus verfolgten Homosexuellen, des Denkmals für
die Opfer der sogenannten Euthanasiemorde zu ziehen. Der Errichtung all
dieser Denkmäler lag ein Beschluss des Deutschen Bundestages zugrunde. Aus
unserer Sicht sollte die öffentliche Debatte darüber dann auch dort geführt
werden.

Frage: Ich habe eine Frage zu Afghanistan. Die USA haben bekannt gegeben,
dass sie in Afghanistan mit 8600 Soldaten bleiben wollen. Hat das
irgendwelche Auswirkungen auf die deutsche Präsenz dort?

Burger: Bereits seit einiger Zeit laufen Gespräche dazu. Das ist auch
öffentlich bekannt. Wir sind dazu mit den USA durchaus auch in engem
Kontakt. Auch die Nato steht dazu mit den USA in engem Kontakt. Der
Befehlshaber der Nato-Truppen, General Miller, ist in diese Gespräche auch
direkt eingebunden.

Verbindliche Aussagen dazu kann es natürlich erst dann geben, wenn die
Gespräche, die die USA derzeit mit den Taliban führen, und die Gespräche,
die auch mit der afghanischen Regierung zu führen sind, abgeschlossen sind.
Deswegen bitte ich um Verständnis dafür, dass wir zum jetzigen Zeitpunkt
keine Aussagen über Details dieser Planungen machen können. Ich kann aber
noch einmal unterstreichen, dass die Nato mit dieser Frage
verantwortungsvoll umgehen wird und dass wir das in ganz enger Abstimmung
unter den Alliierten machen.

Frage: Herr Fähnrich, was bedeutet es für die Bundeswehr, wenn die 
US-Truppen in diesem großen Ausmaß abziehen?

Fähnrich: Ich kann eigentlich nur auf die Ausführungen verweisen, dass wir
innerhalb der Koalition in Absprache sind, dass das für uns nicht neu ist,
dass wir uns besprechen, dass wir sehr wohl die Verantwortung als
Rahmennation für den Norden haben, dass wir den Auftrag haben, die
Sicherheitskräfte weiterhin auszubilden. Aber wie sich das exakt gestaltet,
wird man dann sehen, wenn die Voraussetzungen dafür geschaffen sind.

Zusatzfrage: Aber würden Sie sagen, dass die Bundeswehr in ausreichendem
Maße gerüstet ist, um eventuell Ausgleichskontingente zu schicken?

Fähnrich: Ich möchte hier auch nicht von irgendwelchen
Ausgleichskontingenten sprechen, weil wir wirklich sehen müssen, welchen
Schritt die Friedensverhandlungen ergeben, welche Schritte in der Nato
besprochen und entschieden werden. Dass wir uns im Konsens mit unseren
Partnern entscheiden, ist, denke ich, selbstverständlich.

Frage: An das Finanzministerium: In einem Gutachten der Wissenschaftlichen
Dienste des Bundestages wird angezweifelt, dass die Pläne von Minister
Scholz zur Abschaffung des Solidaritätszuschlages für etwa 90 Prozent
verfassungsgemäß seien. Was sagen Sie dazu? Ist das möglicherweise Anlass,
die Pläne noch einmal zu überarbeiten?

Kuhn: Der Gesetzentwurf zum Abbau des Solidaritätszuschlages wurde vom
Kabinett beschlossen. Wir und die anderen Ressorts, darunter auch das
Bundesjustizministerium, haben den Vorschlag geprüft. In der Prüfung sind
wir zu dem Ergebnis gekommen, dass der Abbau so, wie wir ihn vorschlagen,
verfassungsgemäß ist. Daher haben wir keine Zweifel daran, dass er
verfassungsgemäß ist.

Frage: Ich würde dazu gern noch die Einschätzung von Herrn Kall vom BMJV
hören. Hatten Sie ursprünglich Zweifel, die in dem Gutachten möglicherweise
aufgegriffen werden, oder sehen Sie das in der Bewertung des
Gesetzentwurfes ganz anders?

Kall: Ich kann dem Beitrag meines Kollegen aus dem Finanzministerium nicht
viel hinzufügen. Wie bei jedem Gesetz ist die Vereinbarkeit mit dem
Grundgesetz durch das Bundesjustizministerium geprüft worden. Jedes Gesetz,
das durch die Bundesregierung auf den Weg gebracht wird, wird auch nur dann
auf den Weg gebracht, wenn die Verfassungsmäßigkeit geprüft wurde und
besteht. Insofern finden Sie das Ergebnis dieser Prüfung auch in der
Gesetzesbegründung.

Inwieweit es vorher fachliche und weitere Abstimmungen gab, kann ich Ihnen
jetzt nicht sagen. In jedem Fall ist im Ergebnis die Verfassungsmäßigkeit
von uns geprüft und bejaht worden.

Zusatzfrage: Würden Sie dann sagen, dass das dem etwas klischeehaften Satz
Ausdruck verleiht: "Fragen Sie zwei Juristen, und Sie bekommen drei
Meinungen"?

Kall: Den Satz kenne ich. Aber das muss und kann ich jetzt nicht bewerten.
Gerade bei wissenschaftlichen Gutachten gibt es natürlich verschiedene
Ansichten. Aber unsere Verfassungsrechtler haben, wie gesagt, dieses Gesetz
so wie jedes Gesetz, das ins Kabinett geht, geprüft und die
Verfassungsmäßigkeit bestätigt.

Frage: In dem Gutachten steht, es bestehe nach Einschätzung der Gutachter
ein hohes Risiko der Verfassungswidrigkeit. Als Laie gefragt: Gibt es bei
der Prüfung am Beginn des Gesetzgebungsverfahrens eine Abstufung, wie es
sie ja auch auf anderen Ebenen gibt, dass man also sagt, ob es ein geringes
Risiko, ein mittleres Risiko oder ein hohes Risiko gibt? Ich kenne das
leider im Gesetzentwurf nicht. Zu welcher Einschätzung ist man dabei
gekommen?

Kall: Wie gesagt, finden Sie die verfassungsrechtlichen Erwägungen auch in
der Gesetzesbegründung: zur Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, in der Regel
auch - ich weiß nicht, ob das im steuerlichen Bereich auch so ist - zur
Vereinbarkeit mit dem europäischen Recht.

Ja, die Verfassungsrechtler, die das bei uns im Haus prüfen, bewerten
Risiken, im Regelfall das Risiko, dass das Bundesverfassungsgericht ein
Gesetz aufheben könnte, beziehungsweise im europarechtlichen Bereich auch
das Risiko, dass der Europäische Gerichtshof ein bestimmtes Gesetz oder
eine bestimmte Regelung für europarechtswidrig halten könnte. Insoweit
spricht man dabei von Risiken. Das ist völlig üblich.

Aber Einzelheiten aus der Abstimmung kann ich Ihnen hier, wie gesagt, nicht
nennen.

Frage: Ich habe eine verfahrenstechnische Frage dazu an Herrn Kall oder
Herrn Kuhn. Wie gehen Sie damit um, dass das Gutachten der
Wissenschaftlichen Dienste - das ist ja kein Feld-, Wald- und Wiesenanwalt
um die Ecke - zu einer solchen Einschätzung kommt, die vermutlich nach
Ihrer Prüfung veröffentlicht wird? Gibt es dann noch einmal eine Prüfung
bei Ihnen, weil Sie sagen: "Da schauen wir jetzt noch einmal genau hin und
überprüfen das", auch wenn Sie danach sagen: "Das leuchtet uns doch nicht
so wirklich ein", oder ist das Verfahren so, dass Sie sagen: "Nein, wir
haben geprüft und sind zu einem anderen Ergebnis gekommen; damit müssen wir
uns nicht weiter beschäftigen"? Mich interessiert einfach nur das
Prozedere.

Kuhn: Ich kann gern etwas dazu sagen. Das Kabinett hat den Gesetzentwurf
beschlossen. Dann beginnt üblicherweise das parlamentarische Verfahren.
Dann finden die Diskussionen im parlamentarischen Raum, also in Bundestag
und Bundesrat, statt. Wie üblich, kommentieren wir als Bundesregierung das
parlamentarische Verfahren und die Diskussionen dort nicht.

Zusatz: Ich frage nicht danach, wie Sie das kommentieren, sondern danach,
wie das weitere Verfahren bei Ihnen ist und ob es überhaupt eines gibt,
wenn ein solches Gutachten auf dem Markt ist. Das ist keine Frage nach
einem inhaltlichen Kommentar.

Kuhn: Wie gesagt, wir nehmen wie wahrscheinlich alle in der Bundesregierung
die Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste zur Kenntnis und schauen sie
uns an.

Kall: Selbstverständlich. Die verfassungsrechtliche Prüfung bei uns
erfolgt, wie üblich, im Rahmen der Ressortabstimmung.

Zusatzfrage: Herr Seibert, es gibt, glaube ich, keinen Präzedenzfall dafür,
dass ein früheres Regierungsmitglied Jahre nach seinem Ausscheiden massive
Kritik an der damaligen Regierungsführung übt, vor allem nicht, wenn es
immer noch die aktuelle ist. Das hat Karl-Theodor zu Guttenberg jetzt
getan. Er hat der Bundeskanzlerin vorgeworfen, sie haben massive
Sparbemühungen, die jetzt zu einer Unterfinanzierung geführt hätten,
initiiert. Sie müsse sich diesen Schuh - diese Wortwahl war vielleicht
nicht zufällig - anziehen.

Nimmt die Kanzlerin diese massive Kritik nur zur Kenntnis? Widerspricht sie
ihr? Wie gehen Sie damit um?

StS Seibert: Ob es dafür in 70 Jahren Bundesrepublik Deutschland keinen
Präzedenzfall gibt, wie Sie sagen, das weiß ich, ehrlich gesagt, nicht.
Ansonsten habe ich das nicht zu kommentieren. Die Entscheidungen, die in
der Verteidigungspolitik gefallen sind, sind Entscheidungen der jeweiligen
Bundesregierungen gewesen, der Bundesminister für Verteidigung, aber auch
der jeweiligen gesamten Bundesregierungen, sofern sie durchs Kabinett
gegangen sind. Ich habe das jetzt nicht zu kommentieren.

Zusatzfrage: Aber es ist ein massiver Vorwurf gegen die Kanzlerin. Der
ehemalige Verteidigungsminister sagt: Die Kanzlerin hat mir das
aufgedrückt. Ich wollte das nicht. Sie ist für die jetzige
Unterfinanzierung der Bundeswehr verantwortlich.

Wollen Sie das nicht kommentieren? Weisen Sie das zurück? War es
tatsächlich so? Ich finde, das kann man doch nicht einfach im Raum stehen
lassen.

StS Seibert: Ich kommentiere es nicht.

Frage: Eine Frage zum Thema des Brexits: Herr Johnson hat jetzt
angekündigt, dass er zweimal die Woche in Brüssel verhandeln will. Wo sehen
Sie Ansatzpunkte, über die man noch sprechen kann?

StS Seibert: Zunächst einmal ist es keine Angelegenheit zwischen
Deutschland und Großbritannien oder zwischen Großbritannien und den anderen
individuellen Mitgliedern, sondern die Ankündigung des britischen
Premierministers ist - so ist sie in Europa allgemein verstanden worden -,
dass Großbritannien in Brüssel konkrete Vorschläge auf den Tisch legen
werde. Diese werden dann durch die Kommission als Verhandlungsführer der 
EU-27 geprüft. Darauf kommt es jetzt an. Welcher Art diese Vorschläge sind und
ob sie bereits in Brüssel eingetroffen sind, kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage: Aber rechnen Sie mit diesen konkreten Vorschlägen?

StS Seibert: Ich denke, so ist es allgemein verstanden worden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium, vielleicht
auch vor dem Hintergrund der anstehenden Chinareise der Bundeskanzlerin.
Ist die neue Rohstoffstrategie bereits veröffentlicht worden? Falls das
noch nicht erfolgt ist: Für wann ist das geplant? - Danke.

Güttler: Es tut mir leid, aber die Antwort müsste ich Ihnen nachreichen.

Freitag, 30. August 2019
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07015: Unanfechtbarkeit der eigenen Meinung (SB)


Schachcomputer haben sicherlich ihren Wert. Sie lehren, daß man mit
einer gewissen Art von Logik im Verbund mit präzisen Rechenoperationen
ungemein effektiv sein kann. Wer allerdings darauf hofft, daß
Schachcomputer immer das Richtige finden, der wird oftmals enttäuscht
werden. Wohl mögen die Worte des Humoristen Ephraim Kishon stimmen,
daß "Computer ohne jede Bösartigkeit und seinerseits gegen
Gehässigkeiten unempfindlich" seien, doch von der Bosheit zur
Rechthaberei sind sie keineswegs frei. Auch sie wollen in speziellen
Stellungen stets das letzte Wort haben, wenn es ums Beurteilen geht.
Daß ihnen zuweilen der Irrtum zu Rate steht und nicht, wie der Laie
gerne glauben möchte, die Vernunft, beweisen etliche Partien in langen
Testreihen. Schließlich sind auch sie nur die Kinder des biederen
Glaubens an die Unanfechtbarkeit der eigenen Meinung. So irrt Kishon
sehr, wenn er ihnen das Prädikat ausschreibt, sie spielten Schach als
eine "von Aggression und falschem Ehrgeiz gereinigte Versenkung in
seine Schönheit". Im heutigen Rätsel der Sphinx geht es indes nur ums
Schöne, nämlich um den taktischen Abschluß einer vortrefflich
geführten Partie, und in diesem Sinne sind auch Computer Liebhaber des
Edlen. Also, Wanderer, wie beendete der Nachziehende die Partie?
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Charlier - Flores

San Paulo 1937


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auch Hiob hätte sich sicherlich schwarz geärgert nach 1...d5xc4?, denn
mit 2.Td2-d7+! Se5xd7 3.Td1xd7+ Kf7-f8 4.a6-a7! gelang Weiß ein
überzeugender Sieg. Schwarz gab auf, weil er nach 4...Tb8-a8 5.Lb5-c6
den Turm für den Bauern hätte hergeben müssen.
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/709: Leichtgewicht - vom anderen Stern ... (SB)




Wassyl Lomatschenko weist auch Luke Campbell in die Schranken

Wassyl Lomatschenko, der gegenwärtig als bester Boxer aller
Gewichtsklassen gehandelt wird, hat sich auch den dritten Gürtel im
Leichtgewicht gesichert. Vor mehr als 18.000 Zuschauern in der
ausverkauften Londoner O2 Arena setzte er sich einstimmig nach Punkten
gegen Luke Campbell durch (119:108, 119:108, 118:109). Damit blieb der
Ukrainer WBA/WBO-Weltmeister und gewann den vakanten Titel des
Verbands WBC hinzu. Dank dieses verdienten Erfolgs in einem
hochklassigen Kampf baute der 31jährige ehemalige Champion im Feder-
und Superfedergewicht seine Profibilanz auf 14 Siege und eine
Niederlage aus, während für den gleichaltrigen Briten nun 20 gewonnene
und drei verlorene Auftritte zu Buche stehen.

Die beiden früheren Olympiasieger lieferten einander einen über lange
Strecken ausgeglichenen Kampf, in dessen zweiter Hälfte Lomatschenko
jedoch seine technische Überlegenheit ausspielte und den Gegner in der
elften Runde zu Boden brachte. Campbell hielt sich insgesamt gesehen
ausgezeichnet, nutzte seine größere Reichweite und stellte den
Favoriten insbesondere mit Körpertreffern vor beträchtliche Probleme.
Er ließ nichts unversucht, eine Sensation zu erzwingen, hatte aber
gegen Ende der Offensive des Weltmeisters nicht genug
entgegenzusetzen. Es war keine glänzende Vorstellung des Ukrainers,
jedoch eine gelungene Demonstration des ehemals erfolgreichsten
Amateurboxers aller Zeiten.

Nachdem die beiden Rechtsausleger einander sechs Runden lang nichts
geschenkt hatten und die Punktvergabe knapp ausgefallen war, steigerte
Lomatschenko in der Folge seine Schlagfrequenz und übertraf seinen
Gegner immer deutlicher an Treffern. Er brachte die präziseren und
härteren Schläge ins Ziel, wobei Campbell in der elften Runde nach
einer Kombination zu Körper und Kopf auf ein Knie sank, was als
Niederschlag in die Wertung einging. Nachdem der Brite wieder auf die
Beine gekommen war, aber immer noch wacklig wirkte, deckte ihn der
Champion mit unablässigen Schlägen ein, bis der rettende Pausengong
ertönte. Auch in der zwölften und letzten Runde setzte Lomatschenko
seine Offensive fort, so daß sich der Lokalmatador nicht anders zu
helfen wußte, als ihn zu klammern und in Ringermanier auf die Matte zu
bringen. Damit ging auch die Schlußphase ganz klar an den Ukrainer,
der mit diesem furiosen Finale seine Überlegenheit unterstrich.

Laut der Statistik von CompuBox hatte Lomatschenko 211 von 527
Schlägen ins Ziel gebracht (40 Prozent), während Campbell 131 Treffer
bei 420 Versuchen gelungen waren (31 Prozent). In der zweiten Hälfte
des Kampfs lag der Ukrainer mit 140:73 nach Treffern eindeutig in
Front. Der Brite räumte denn auch die Überlegenheit des Champions
unumwunden ein, den er als außergewöhnlichen Boxer würdigte.
Wenngleich er natürlich angesichts der Niederlage enttäuscht sei,
werde seine Zeit noch kommen. Sein Trainer Shane McGuigan erklärte,
daß eine angemessene Vorbereitung auf Lomatschenko so gut wie
unmöglich sei. Luke Campbell könne jedoch stolz auf sich sein, habe er
doch mit einem Ausnahmeboxer im Ring gestehen, wie man ihm nur einmal
im Leben begegne.

Damit ist Luke Campbell zum zweiten Mal in einem Titelkampf des
Leichtgewichts gescheitert. In September 2017 mußte er sich in
Inglewood, Kalifornien, Jorge Linares geschlagen geben, der ihn knapp
nach Punkten besiegte. Linares gewann auch den nächsten Kampf, mußte
den Gürtel jedoch im Mai 2018 an Lomatschenko abtreten, der ihm in der
zehnten Runde das Nachsehen gab. Campbell gewann nach der Niederlage
gegen Linares drei Kämpfe in Folge, wodurch er Pflichtherausforderer
des WBC-Weltmeisters Mikey Garcia wurde. Als dieser jedoch den Titel
niederlegte, gab der Verband Lomatschenkos Antrag statt, gegen
Campbell um den vakanten Gürtel kämpfen zu dürfen.

Der Ukrainer dankte dem großartigen Londoner Publikum. Hier habe er
bei den Olympischen Spielen 2012 die Goldmedaille gewonnen, hierher
werde er immer wieder gern zurückkehren, da man nirgendwo sonst eine
derart begeisterungsfähige Fangemeinde finde. Er wolle im nächsten
Schritt gegen den Sieger des Kampfs zwischen Richard Commey und
Teofimo Lopez antreten, um mit dem IBF-Titel seine Gürtelsammlung im
Leichtgewicht zu komplettieren. Commey verteidigt diesen Titel
voraussichtlich am 14. Dezember in New York gegen den
Pflichtherausforderer.

Da Bob Arum der Promoter von Commey und Lopez wie auch Lomatschenko
ist, dürfte diesem Plan nichts im Wege stehe. Arum lobte den Ukrainer
abermals in den höchsten Tönen und stellte ihn in eine Reihe mit
Muhammad Ali, Marvin Hagler, Sugar Ray Leonard, Floyd Mayweather,
Oscar de la Hoya und Manny Pacquiao, die er alle unter seinen
Fittichen gehabt hat. Sollte es der zweimalige Olympiasieger wie
erhofft bewerkstelligen, alle vier Titel in seiner Gewichtsklasse
zusammenzuführen, wäre er erst der fünfte Boxer, dem dieses Kunststück
in der Ära der vier großen Verbände gelungen ist. Bernard Hopkins
(2004) und Jermain Taylor (2005) im Mittelgewicht, Terence Crawford
(2017) im Halbweltergewicht sowie zuletzt sein Freund und Landsmann
Oleksandr Ussyk (2018) im Cruisergewicht haben es vorgemacht. [1]

Ob Luke Campbell eine Art Blaupause vorgelegt hat, wie der als
unschlagbar geltende Lomatschenko am Ende doch besiegt werden könnte,
bleibt vorerst Spekulation. Obgleich der Brite deutlich größer als der
Ukrainer ist und sich schon angesichts seiner Körpermaße in der
Vergangenheit nie durch gefährliche Körperschläge ausgezeichnet hatte,
brachte er nun zur allgemeinen Überraschung viele derartige Treffer
ins Ziel. Diese taktische Marschroute machte dem Ukrainer zu schaffen,
der ansonsten als Meister der Ausweichbewegung gilt und am Kopf nur
schwer zu treffen ist. Ob der Ukrainer mit seinen 31 Jahren allmählich
nachzulassen beginnt, kann nur die Zukunft zeigen. Richard Commey oder
Teofimo Lopez sollte eine lösbare Aufgabe für ihn sein, womit er sein
Ziel im Leichtgewicht erreicht hätte und aller Voraussicht nach in die
niedrigeren Limits zurückkehren würde.

Im Superfedergewicht wartet ein spektakulärer Kampf gegen den
WBA-Champion Gervonta Davis, der bei den Mayweather Promotions unter
Vertrag steht und eine prominente Zugnummer ist. Hinzu kämen Miguel
Berchelt, Oscar Valdez und Tevin Farmer, Leo Santa Cruz wechselt
demnächst hoch in dieses Limit. An spektakulären und teils auch
hochdotierten Auftritten herrschte für Lomatschenko dort also kein
Mangel, weshalb die verbliebenen Konkurrenten im Leichtgewicht nicht
darauf hoffen können, daß der Ukrainer mit vier Gürteln in dieser
Gewichtsklasse bliebe. [2]

Das gilt auch für den in 22 Kämpfen ungeschlagenen Devin Haney, der
sich nach Lomatschenkos Sieg gegen Campbell sofort zu Wort meldete. Er
habe genug gesehen, um zu wissen, daß er den Ukrainer besiegen könne,
ließ Haney wissen. Was ihn so sicher macht, teilte er aber nicht mit.
Ursprünglich sollte der erst 20 Jahre alte Haney gegen Luke Campbell
um den vakanten WBC-Titel kämpfen, doch dann kam ihm Lomatschenko in
die Quere. Obgleich der Ukrainer bereits WBA/WBO-Weltmeister war und
das WBC selten Titelträger anderer Verbände um seine vakanten Gürtel
kämpfen läßt, wurde für Wassyl Lomatschenko eine Ausnahme gemacht.

Haney, der an Nummer zwei der WBC-Rangliste geführt wird, bestreitet
am 13. September im New Yorker Madison Square Garden einen
Ausscheidungskampf gegen den viertplazierten Zaur Abdullajew, der in
elf Auftritten ungeschlagen ist. Der Sieger dieses Kampfs ist neuer
Pflichtherausforderer des WBC im Leichtgewicht und damit theoretisch
Lomatschenkos Gegner. Da der Ukrainer jedoch wie oben ausgeführt
andere Pläne hat, könnte die Konstellation darauf hinauslaufen, daß
Devin Haney statt dessen in einem Kampf um den dann wieder vakanten
WBC-Titel auf Luke Campbell trifft. Das wäre jedenfalls eine
attraktive Option, die dem Publikum Gelegenheit böte, Haney beim Wort
zu nehmen, der sich selbst stärker als Lomatschenko einschätzt. [3]

Zeitweise war davon die Rede gewesen, daß Wassyl Lomatschenko ins
Halbweltergewicht, wenn nicht gar Weltergewicht aufsteigen könnte, um
dort außergewöhnliche Kämpfe auszutragen und sehr viel mehr Geld als
in den niedrigeren Gewichtsklassen zu verdienen. Dem stehen jedoch
schlichtweg die körperlichen Voraussetzungen im Wege, die für den
Ukrainer selbst im Leichtgewicht nicht mehr die günstigsten sind. Dort
hatte er zuvor Guillermo Rigondeaux und den Briten Anthony Crolla
souverän besiegt, doch zeigte die dritte Titelverteidigung gegen Luke
Campbell, daß einem überragenden technischen Können Grenzen gesetzt
sind, sobald die Gegner schlichtweg zu groß oder zu massiv werden.
Campbell überragte Lomatschenko, hatte eine deutlich größere
Reichweite und schlug überdies mit beträchtlicher Wucht zu, was der
Ukrainer vor allem bei Körpertreffern zu spüren bekam.

Die physischen Nachteile des Ukrainers würden im Halbweltergewicht
noch gravierender zu Buche schlagen. Dort könnte er vermutlich Gegner
wie Jose Ramirez besiegen, doch wäre insbesondere WBA-Weltmeister
Regis Prograis eine überaus harte Nuß für ihn. Ein Aufstieg in die
höhere Gewichtsklasse macht mithin keinen Sinn, und auch im
Leichtgewicht wäre mit vier Titeln in der Tasche nichts mehr zu
gewinnen, das anzustreben sich für Lomatschenko lohnte. Mikey Garcias
vorübergehender Sprung hinauf ins Weltergewicht, wo ihm dann Errol
Spence eine Lektion erteilte, sollte hinlänglich offengelegt haben,
daß die klassische Erfolgsgeschichte eines Aufstiegs durch mehrere
Gewichtsklassen kein Patentrezept, sondern im Einzelfall sorgsam zu
prüfen ist.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/27509326/loma-tops-campbell-adds-wbc-title-collection

[2] www.boxingnews24.com/2019/08/lomachenko-defeats-campbell-povetkin-schools-fury/

[3] www.boxingnews24.com/2019/09/devin-haney-id-beat-lomachenko-point-blank/
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